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Am 12. 12. 2012 fand im Aus-
schuss für Inneres und Sport eine
Anhörung zu den beabsichtigten
Änderungen des SOG statt.

Themen waren u. a. die Gefahrenvor-
sorge, Alkoholgefahren, Ordnungswid-
rigkeiten, Telekommunikationsinhalte
und -umstände, molekulargenetische
Identitätsfeststellung, Aufzeichnung von
Telefon- und Funkgesprächen, Daten-
übermittlung an EU-Mitgliedstaaten,
Unterbrechung und Verhinderung von
Kommunikationsverbindungen, Einschrän-
kung von Grundrechten und die Strei-
chung der Nr. 3.1.9 der Verordnung über
die Regelung von Zuständigkeiten im
Immissionsschutz-, Gewerbe- und Ar-
beitsschutzrecht.

Ich dachte, schau es dir mal an und ler-
ne. In dieser Anhörung wird externer
Sachverstand von den Mitgliedern des
Ausschusses zu einzelnen Themen ge-
hört und dann durften die Abgeordneten
Fragen stellen.

Der ehemalige Polizeipräsident von
Berlin, Dieter Glietsch, machte Ausfüh-
rungen zur Kennzeichnungspflicht. Er
hatte dies in Berlin mit seinen ca. 15 000
Beamten eingeführt. Ihm sind keine Fäl-
le bekannt, dass durch die Kennzeich-
nungspflicht ein Beamter Opfer einer
Straftat geworden ist!

Ein Oberarzt der Uni Halle, Oberarzt
Burkhard Kreft, sagte ausdrücklich, dass
der Bluttest bei einer Person, welche infi-
ziert sein könnte, für Einsatzkräfte wie
Rettungssanitäter und Polizisten elemen-
tar wichtig ist.

Mir war vollkommen neu, dass, sollte
ein Kollege infiziert worden sein, inner-
halb von zwei Stunden die Prophylaxe
mit HIV-Medikamenten beginnen sollte.
Dies ist aus seiner Sicht eine unbedingt
notwendige Maßnahme! Keiner kann sa-
gen, wenn jemand durch eine Spritze
oder durch ein Messer verletzt wurde, ob
derjenige infiziert wurde. Erst nach zwölf
Wochen, das sind 84 Tage, ist eine Infek-
tion sicher nachweisbar! Oberarzt Burk-
hard Kraft machte eindringlich darauf
aufmerksam, dass eine begonnene vor-
beugende Behandlung jederzeit abge-
brochen werden kann. Die Prophylaxe ist

mit schweren Nebenwirkungen verbun-
den! Welche psychologischen Probleme
für den betroffenen Kollegen damit ver-
bunden sind, kann sich kaum jemand vor-
stellen.

Der Medizinethiker Heinz-Jürgen
Voß (Uni Halle) sollte zum ethischen
Aspekt Stellung nehmen. Seine Ausfüh-
rungen liefen darauf hinaus, dass der
Zwangstest ein zu starker Eingriff in das
Persönlichkeitsrecht, man beachte, des
Täters wäre.

Die Nachfragen der Abgeordneten bei
diesem Vortragenden endeten mit der
Nachfrage: „Worin haben Sie eigentlich
Ihren Doktor gemacht?“!

Als Vorsitzender der GdP wurde dann
der Kollege Petermann vom Landtags-
ausschuss gehört.

Dieser äußerte sich zur Namensschild-
problematik und wies ergänzend dazu
hin, dass es in letzter Zeit mindestens
zwei Fälle im Land Sachsen-Anhalt gab,
in welchen Kollegen Radmuttern an ih-
ren privaten Fahrzeugen gelockert wur-
den.

Zum § 16 SOG, Videoüberwachung,
ist der Standpunkt der Gewerkschaft,
dass dies dem Schutz des Polizeibeamten
dient. Dem Betroffenen gibt es die Mög-
lichkeit, das Verhalten der Polizeibeam-
ten im Nachgang bewerten zu lassen.

Die Änderung des § 41 SOG wird
durch die GdP ausdrücklich begrüßt. Sie
dient nicht nur der Abwehr einer Gefahr
für Leib und Leben, sondern auch als
„Nachweis eines Dienstunfalls“ gegen-
über dem Dienstherrn. Opferschutz muss
vor Täterschutz gehen!

Einen Schwerpunkt seiner Rede setzte
Kollege Petermann auf das Betreten von
Wohnungen zur Nachtzeit im Hinblick
auf unzulässigen Lärm. Die derzeit gülti-
gen gesetzlichen Bestimmungen sind ab-
solut nicht ausreichend (darauf hatte
schon der Vertreter der kommunalen
Spitzenverbände des Landes im Aus-
schuss hingewiesen). Im Jahr 2010 gab es
in Sachsen-Anhalt 1738 solcher Polizei-
einsätze und 2011 waren es 1913. Ca.
90% der Fälle finden in der Nachtzeit
statt. Obwohl die Zuständigkeit bei den
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SCHLAGLICHTER*
5. Januar 2013
Die GdP ist mit dabei! – „Deine Hand

für Demokratie! – Kein Tag für Nazis!“
Magdeburg. Auch in diesem Jahr hat

das „Bündnis gegen Rechts Magde-
burg“ unter dem Motto: „Gesicht zei-
gen! Für ein demokratisches und welt-
offenes Magdeburg!“ zu Protesten ge-
gen Nazi-Aktionen in unserer Landes-
hauptstadt aufgerufen.

29. Dezember 2012
DieGdPsetzt sichfüreuchein!–Wider-

spruch gegen die Besoldungsüberleitung
Magdeburg. Nach Ansicht der Ge-

werkschaft der Polizei Sachsen-Anhalt
ist die Besoldungsüberleitung gemäß
dem Gesetz zur Neuregelung des Be-
soldungsrechts diskriminierend. Des-
halb hat der Landesvorsitzende Uwe
Petermann bei der Oberfinanzdirekti-
on (OFD) Widerspruch für alle GdP-
Mitglieder eingelegt.

29. Dezember 2012
Die neue Ausgabe ist online – „Deut-

sche Polizei“ Landesteil Sachsen-Anhalt
Aschersleben. Nachdem die Januar-

Ausgabe der „Deutschen Polizei“ heu-
te in den Briefkästen lag, ist die Online-
Ausgabe unseres Landesteils jetzt für
jeden verfügbar.

24. Dezember 2012
Weihnachts- und Neujahrsgruß
Magdeburg. Wir wünschen allen

Mitgliedern der GdP, ihren Familien,
Angehörigen, Freunden und Bekann-
ten ein frohes Weihnachtsfest und ei-
nen guten Start ins neue Jahr.

17. Dezember 2012
Gemeinsame Presseerklärung der

Verteidigung und der GdP Sachsen-An-
halt – zum Urteil des LG Magdeburg
vom 13. 12. 2012 im Oury-Jalloh-Prozess

Magdeburg/Dessau-Roßlau. Das
Landgericht Magdeburg hat am 13. 12.
2012 ein Urteil verkündet und darin den
angeklagten Polizeibeamten wegen
fahrlässiger Tötung durch Unterlassen
im Amt zum Schaden von Oury Jalloh
zu einer Geldstrafe verurteilt.

15. Dezember 2012
Pressemeldung der CDU – Jens Kolze

äußert sich zur Novellierung des SOG
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Kommunen liegt, übernimmt die Polizei
diese Aufgaben. Die Abgeordneten soll-
ten sich überlegen, diese Aufgabe gleich
auf die Polizei zu übertragen und die da-
mit verbundenen finanziellen und perso-
nellen Mittel ebenfalls. Der ewige Streit
zwischen Kommunen und Polizei wäre
damit beendet!

Als Erstes fragte ich meine unmittel-
baren Vorgesetzten, was man tun soll,
wenn ein Polizeibeamter mit der Spritze
eines HIV-Infizierten verletzt wird – gro-
ßes Schulterzucken. Nach ein paar Erläu-
terungen sagte einer, das schreib mal für
alle in der Zeitung nieder!

Fazit einer Anhörung:
Die Abgeordneten informieren sich

durch, auch bundesweiten, Fachverstand.
Die daraus entstandenen Nachfragen zei-
gen aber auch die Suggestivfragen der
Abgeordneten. Egal ob Herr Striegel von

den Grünen oder Frau Henriette Quade
von der Partei Die Linke – die Fragerich-
tung zielte nicht auf Ergänzung des Wis-
sens, sondern auf Zementierung der Par-
teistandpunkte!

Ich hoffe, dass im Interesse der Kolle-
gen die Herren und Damen Abgeordne-
ten einen Kompromiss aushandeln, der
das Leben und die Gesundheit meiner
Kollegen schützt. Ich hoffe, dass nicht
nur die, für meine Begriffe, oberflächlich
zusammengeschriebenen Standpunkte
aus dem Koalitionsvertrag Inhalt des
„Neuen SOG“ sein werden.

Ingo Neubert,
stellv. Landesschriftführer

PS.: Wer die Unterlagen dazu, u. a. 47
Seiten Stellungnahme der GdP, einsehen
möchte, kann dies tun unter:

www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/
downloads/OEffentliche_Anhoerung_INN_in_
der_29._Sitzung_am_12.12.2012_-_Vorlagen.pdf

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130201
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Magdeburg. In einer Pressemeldung
der CDU-Fraktion im Landtag Sachsen-
Anhalt sagt der innenpolitische Sprecher
Jens Kolze: „Wer die Novelle des Polizei-
gesetzes verhindern will, schwächt be-
wusst oder unbewusst die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung.“

14. Dezember 2012
Wunschzettel für 2013
Magdeburg. Lieber Weihnachts-

mann, ich habe dir ein paar kleine Wün-
sche aufgeschrieben und bitte dich um
Realisierung für das nächste Jahr. Da ich
weiß, dass du immer viel zu tun hast, wer-
de ich diesen Wunschzettel auch an mei-
nen obersten Dienstherrn senden.

13. Dezember 2012
Polizeibeschäftigte erwarten spürbare

Einkommenssteigerung – GdP zur For-
derung für beginnende Tarifverhandlung:

Berlin/Magdeburg. Die Beschäftigten
der Polizei in Sachsen-Anhalt und den
anderen Ländern erwarten von den im
kommenden Jahr beginnenden Tarifver-
handlungen im öffentlichen Dienst einen
deutlichen Anstieg ihrer Einkommen.

* Unter dieser Überschrift werden kur-
ze und prägnante Informationen aus den
letzten Wochen veröffentlicht. Mehr Ak-
tuelles gibt es unter:

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/Nachrichten
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SPENDENAUFRUF

Solidarität mit Dessau
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Gewerkschaft der Polizei hat ge-

meinsam mit den Anwälten des betroffe-
nen Kollegen gegen das am 13. 12. 2012
vom Landgericht Magdeburg verkündete
Urteil Revision sowie Beschwerde gegen
die ergangene Kostenentscheidung ein-
gelegt.

Mittlerweile haben wir hierauf eine
ganze Reihe von Zustimmungen erhalten.
Damit verbunden waren auch Anfragen,
ob und wie der Prozess mit finanziellen
Zuwendungen unterstützt werden kann.

Die Gewerkschaft der Polizei hat den
betroffenen Kollegen in allen bisher ge-
führten Instanzen begleitet und die ent-

standenen Auslagen getragen und beab-
sichtigt, ihn auch weiterhin zu unterstüt-
zen.

Für finanzielle Zuwendungen stellt die
GdP folgendes Konto:

Gewerkschaft der Polizei
Konto: 135 033 8000
BLZ: 810 101 11
Verwendungszweck: „Solidarität mit

Dessau“
zur Verfügung.
Die beste Unterstützung ist und bleibt

aber die Mitgliedschaft in der Gewerk-
schaft der Polizei!

Der Landesvorstand
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130202

Mit Betroffenheit haben wir zur Kenntnis nehmen müssen, dass unser Kollege

Reinhard Männicke
*17. 5. 1939 † 3. 12. 2012

gestorben ist.

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.
Unser Mitgefühl gilt in diesen schweren Stunden seinen Angehörigen.

Seniorengruppe der Bezirksgruppe der PD OST i. A.
Jochem Steinbiß

NACHRUF
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Neben den Vorstandsmitgliedern
freuten wir uns über die Anwesen-
heit der Kolleginnen Wenke Krüger
und Cornelia Garbaden, die in die-
sem Jahr die Arbeit der Landesfrau-
engruppe aktiv unterstützt haben.

Kollegin Viola Wölfer berichtete über
die vielen Aktivitäten der Kolleginnen
im Gewerkschaftsjahr 2012. Die Kolle-
ginnen haben viele Veranstaltungen, die
Meile der Demokratie, das Fest der Be-
gegnung und die durchgeführten Tage
der offenen Tür in den Dienststellen ak-
tiv unterstützt. Auch beim 5. GdP-Landes-
Bowlingturnier waren viele Kolleginnen
sportlich aktiv. Am 2. 12. fand die Kin-
derweihnachtsfeier im Institut für Brand-
und Katastrophenschutz statt, die aus-
nahmslos durch Kolleginnen abgesichert
wurde. Der Höhepunkt unserer Arbeit
war in 2012 wieder unser Frauenseminar
mit den Themen Frauengesundheit und
Gesundheitsförderung. Unser Ziel war
es, mit den Themen „Belastende Fakto-
ren durch Schichtdienst“ und „Burnout“
auch Kolleginnen, die sich im Schicht-
dienst befinden, anzusprechen. Dieses ist
uns aber nur teilweise gelungen. Wir wür-
den uns wünschen, dass noch viel mehr,
auch die Vollzugsbeamtinnen, unser Se-
minarangebot annehmen würden. Trotz

allem war das Seminar ausgebucht und
für die Teilnehmerinnen eine Bereiche-
rung.

Für das Jahr 2013 plant der Vorstand
der Landesfrauengruppe am 8. 3. eine
Frauentagsfeier. Wir werden uns wieder
an vielen Veranstaltungen beteiligen und
beabsichtigen, auch im Jahr 2013 ein
Frauenseminar durchzuführen. Im März
2013 findet die nächste Bundesfrauen-
vorstandssitzung statt. Ein Tagesord-
nungspunkt wird die Auswertung des
Projektes „Beurteilungen im Polizei-
dienst“ durch die Wissenschaftlerinnen
der Hans-Böckler-Stiftung sein. Im Pro-
jekt wurde untersucht, inwieweit der Ein-
fluss von Geschlechterstereotypen, also
den unveränderlichen, schematischen
Zuschreibungen von Tätigkeiten und Ei-
genschaften von Männern und Frauen,
die objektive Wertung der Leistung und
Gesamtpersönlichkeit von Frauen und
Männern bei der dienstlichen Beurtei-
lungen prägt. Die Beurteilungsrichtlinien
der Polizei des Landes Sachsen-Anhalt
wurde für dieses Projekt mit ausgewählt.
In Hannover trifft sich der Bundesfrau-
envorstand zur zweiten Sitzung im Sep-
tember 2013. Hier ist das Thema die Vor-
bereitung der Bundesfrauenkonferenz,
die vom 16. bis 18. 3. 2014 in Potsdam
stattfindet.

2014 ist auch die Legislatur des Vor-
standes unserer Landesfrauengruppe
vorbei und wir planen im Frühjahr 2014
die nun mittlerweile 5. Landesfrauenkon-
ferenz, auf der wir Rechenschaft über die
vergangenen fünf Jahre ablegen und ei-
nen neuen Vorstand wählen wollen.
Schon auf der jetzigen Sitzung beschäf-
tigten wir uns mit der Zusammensetzung
des neuen Vorstandes, drei Kolleginnen
möchten aus dem Vorstand ausscheiden
und stehen für eine weitere Wahlperiode
nicht zur Verfügung. Die Vorstandsmit-
glieder werden in der nächsten Zeit akti-
ve Kolleginnen ansprechen, um sie für
die Arbeit in der Landesfrauengruppe zu
gewinnen. Wir würden uns indessen auch
freuen, wenn die Kreis- und Bezirksgrup-
penvorsitzenden auf aktive Kolleginnen
zugehen würden, um sie für unsere Ar-
beit zu begeistern.

Kolleginnen, die uns bei unserer Ar-
beit unterstützen und sich aktiv für die In-
teressen der Frauen im Polizeibereich
einsetzen wollen, können sich gern bei
uns melden. Kolleginnen, habt Mut, wir
freuen uns auf euch und eure Ideen.

Wir kümmern uns um uns, ehe es an-
dere tun.

Viola Wölfer,
im Auftrag der Landesfrauengruppe
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130204

Die Landesfrauengruppe zog ein
Resümee über das Jahr 2012

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

FRAUENGRUPPE AKTUELL

BEZIRKSGRUPPE TECHNISCHES POLIZEIAMT

Liebe Seniorinnen und Senioren,
der Einladung des Vorstandes der
Seniorengruppe zu einem vorweih-
nachtlichen Kaffeetrinken im TPA
im November 2012 waren leider nur
wenige Seniorinnen und Senioren
gefolgt.

Schade, denn unsere BG-Vorsitzende
Liane Bosse gab interessante Informatio-
nen und Entwicklungen zum TPA. Au-
ßerdem war der Kuchen lecker und der
Kaffee schmackhaft.

Es war auch eine Freude zu sehen, dass
die Kantine/Küche des TPA renoviert
und neu ausgestattet war. Damit ist er-
reicht worden, eine angemessene Atmo-

Offener Brief der Seniorengruppe
sphäre bei der Einnahme des Essens zu
schaffen.

Danke an den Vorstand des TPA, die
dieses Treffen mit ermöglicht haben.

Auf diesem Wege allen Seniorinnen
und Senioren ein freudvolles Weih-
nachtsfest im Kreise ihrer Angehörigen.

Einen guten Rutsch in das Jahr 2013
und vor allem beste Gesundheit, Glück
und Freude.

Vielleicht können wir in diesem neuen
Jahr mehr Ruheständler bei einem Tref-
fen im April 2013 begrüßen.

Wir haben mit unserer Seniorengrup-
pe die Chance, als Interessengruppe auf-
zutreten und Dinge, die uns bewegen, an-
zusprechen und vielleicht auch Änderun-
gen einzuleiten.

Zu diesem Treffen würden wir uns
freuen, den Vorstand der Bezirksgruppe
und den Direktor des TPA dabeizuha-
ben.

Bei Interesse bitten wir euch wieder
um eine kurze Rückmeldung der Teil-
nahme und um Hinweise zu Themen, die
ihr angesprochen haben wollt.

Rückmeldungen bitte bis Ende März
2013 an Liane Bosse senden unter der
E-Mail-Adresse:

liane.bosse@polizei.sachsen-anhalt.de
oder telefonisch unter
0 39 17 50 75-2 31.
Auf ein zahlreiches Wiedersehen freu-

en sich Ilse Ledermann und Monika
Paul

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130205
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Die Richter des 1. Senats vom
Oberverwaltungsgericht Sachsen-
Anhalt kamen am 11. 12. 2012 zu
einer bedeutenden Entscheidung.

Diese wurde nicht nur von einer Viel-
zahl von Klägern, sondern auch durch die
beklagten Dienstherrn der verschiedenen
Bundesländer mit Spannung erwartet. Im-
merhin ist es die erste obergerichtliche
Rechtsprechung zur Problematik „Besol-
dung – Altersdiskriminierung“ und damit
ein wegweisendes Urteil.

Nachdem sich der eine oder andere da-
rauf eingerichtet hatte, auf das Ergebnis
des EuGH (Bitte des VG Berlin vom
23. 10. 2012 um eine Vorabentscheidung)
zu warten, erreichte uns kurz nach Er-
scheinen der Dezember-Ausgabe 2012
und damit der Veröffentlichung des Arti-
kels „Widerspruch gegen die Besoldung –
Altersdiskriminierung“ die besagte Ent-
scheidung des Oberverwaltungsgerichts
aus Magdeburg. Die sich damit nun geän-
derte Sachlage soll nachfolgend darge-
stellt werden.

Das OVG LSA hatte sich mit der Beru-
fung der Beklagten aus dem Verfahren
des Verwaltungsgerichts Halle (Saale),
Az.: 5 A 349/09, auseinanderzusetzen. In
diesem Verfahren hat der Kläger (Beam-
ter, Besoldungsgruppe A 10) geltend ge-
macht, dass er hinsichtlich der Höhe sei-
ner Besoldung aufgrund seines Alters un-
mittelbar benachteiligt werde. Er wird im
Vergleich zu Beamten diskriminiert, die
ihren Dienst in einem höheren Lebensal-
ter angetreten hätten und damit einer hö-
heren Dienstalterstufe zugeordnet wur-
den. Der Kläger selbst wurde am 1. 8. 1999
im Alter von 23 Jahren in das Beamten-
verhältnis auf Probe übernommen und
aufgrund seines Lebensalters der Dienst-
alterstufe 2 zugeordnet. Zum Zeitpunkt
seiner Antragstellung am 9. 9. 2009 befand
sich der Kläger daher in der Dienstalters-
stufe 6. Als Begründung führte er unter Be-
zugnahme auf eine Entscheidung des Lan-
desarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg
im Wesentlichen aus, die sich an dem Le-
bensalter orientierende Besoldung versto-
ße gegen das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG). Der Kläger beantrag-
te seine Einstufung in die höchste Grund-
gehaltsstufe sowie eine Besoldungsnach-
zahlung, rückwirkend seit August 2006
(Inkrafttreten des AGG am 17. 8. 2006).

Die im Raume stehende Frage lautete
vom Grunde her demnach: Ist die Besol-
dung der Beamten nach Dienstaltersstu-

fen auf der Grundlage des Lebensalters
(so geschehen bis März 2011) rechtswid-
rig?? In dem Zusammenhang galt es je-
doch, noch weitere, ganz entscheidende
Fragen zu klären. Unter anderem, ob der
besoldungsrechtliche Grundsatz der zeit-
nahen Geltendmachung von Zahlungsan-
sprüchen hier anzuwenden ist und ob
durch die Überleitung von Bestandsbe-
amten in das neue Besoldungssystem auch
weiterhin diskriminierende Auswirkun-
gen bestehen.

Zunächst zum Urteilsspruch der Ober-
verwaltungsrichter: Sie stellen, wie schon
die Vorinstanz, fest, dass die Zuordnung zu
Dienstalterstufen auf der Grundlage des
Einstellungslebensalters gegen das unions-
rechtliche Diskriminierungsverbot gemäß
der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung
eines allgemeinen Rahmens für die Ver-
wirklichung der Gleichbehandlung in Be-
schäftigung und Beruf vom 27. 11. 2000
verstößt. Die Besoldung des Klägers im
Zeitraum ab dem 1. 1. 2009 bis zum 31. 3.
2011 stellt eine unmittelbare Diskriminie-
rung im Sinne der Richtlinie 2000/78/EG
dar. Wie schon das VG Halle zutreffend
festgestellt hat, richtete sich das Besol-
dungsdienstalter weitgehend nach seinem
Lebensalter. Eine Vielzahl anderer Ver-
waltungsgerichte hatte immer wieder ins
Feld geführt, dass unser bis 31. 3. 2011 gel-
tendes Besoldungsrecht nicht an das Le-
bensalter der Beamten anknüpfe, sondern
an deren Besoldungsdienstalter, für wel-
ches das Lebensalter lediglich einen „pau-
schalisierenden Berechnungsfaktor“ bil-
det. Aufgrund der Tatsache, dass der Klä-
ger zum Zeitpunkt seiner Einstellung
23 Jahre alt war, wurde er, wie schon
erwähnt, in die Stufe 2 eingruppiert.
Wäre er beispielsweise 27 Jahre alt gewe-
sen, so wäre er schon damals der Stufe 4 zu-
geordnet worden und hätte 2009 schon die
Stufe 7 erreicht. Daraus wird deutlich, dass
der Kläger bis Ende März 2011 allein auf-
grund seines Lebensalters eine geringere
Besoldung erhielt als ein anderer Beamter,
welcher sich hinsichtlich des Alters vom
Kläger unterscheidet. Personen in einer
vergleichbaren Situation erfuhren damit
wegen des Alters eine unterschiedliche
Behandlung. Erst wenn der lebensjüngere
Beamte die Endstufe der Besoldungsskala
erreicht hatte, wurde der Ausgleich her-
beigeführt, bis dahin erzielte der lebensäl-
tere Beamte ein höheres monatliches Ein-
kommen.

Hinsichtlich der Rechtsfolgen hatte das
VG Halle bemerkt, dass der Gleichheits-

verstoß nur durch eine Besserstellung des
Klägers ausgeräumt werden kann. Dem
schloss sich nun das OVG an. Allerdings
hat sich der Senat nicht der Auffassung an-
geschlossen, wonach in einer Konstellati-
on, wie dieser ausschließlich eine „Anpas-
sung nach oben“ zur Beseitigung der Al-
tersdiskriminierung in Betracht kommen
soll. Zur Erinnerung: Das VG Halle hatte
die Beklagte verurteilt, dem Kläger rück-
wirkend Grundgehalt nach der höchsten
Stufe seiner jeweiligen Besoldungsgruppe
zu zahlen. Den Richtern des OVG er-
schien dies nun als zu wenig differenziert
und die tatsächlichen Verhältnisse nur un-
zureichend berücksichtigend. Aus Sicht
des OVG scheint es vielmehr geboten, im
Wege einer konkreten Betrachtungsweise
die Vergleichsgruppe zu ermitteln, wel-
cher gegenüber der Kläger in besoldungs-
rechtlicher Hinsicht, mithin in Bezug auf
die Festsetzung des Besoldungsdienstal-
ters, benachteiligt ist. Dann gilt es festzu-
stellen, in welcher Weise ein Ausgleich
dieser Benachteiligung innerhalb der Ver-
gleichsgruppe erfolgen kann. Bei der Er-
mittlung der Vergleichsgruppe ist von Re-
levanz, bis zu welchem Lebensalter über-
haupt Einstellungen in ein Beamtenver-
hältnis des gehobenen allgemeinen Ver-
waltungsdienstes haben erfolgen können.
Dabei sei allein auf das Höchstalter abzu-
stellen, bis zu dem im Regelfall Einstellun-
gen erfolgen können. Im Fall des Klägers
lag die Regelhöchstaltersgrenze für eine
Einstellung in das Beamtenverhältnis auf
Probe bei 38 Jahren. Daher kann eine Un-
gleichbehandlung des Klägers nur gegen-
über einem Kollegen bestehen, der im
Zeitpunkt seiner Übernahme in das Be-
amtenverhältnis nicht älter als 38 Jahre
war. Nach Auffassung des Gerichts ist der
Kläger besoldungsrechtlich so zu stellen,
wie ein Kollege, der mit 38 Jahren einge-
stellt wurde.

Dies also die erste wesentliche Abände-
rung des Urteils vom VG Halle. Das OVG
sprach dem Kläger einen Nachzahlungs-
betrag zu, jedoch nicht in der von ihm gel-
tend gemachten Höhe, sondern deutlich
weniger. Die jetzt zugesprochene Summe
von knapp 10 000 Euro beruht auf einer
durch von der Beklagten auf Bitte des Ge-
richts vorgelegten Neuberechnung.

Der geringere Betrag beruht neben der
Tatsache, dass durch das OVG hier eine
„Anpassung nach oben“ verneint wurde
und stattdessen, wie beschrieben, eine
Vergleichsgruppe ermittelt wurde, noch
auf folgendem Aspekt:

Besoldung ist europarechtswidrig!

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt
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Der Kläger hatte Nachzahlungen seit
August 2006 beantragt. Bewilligt wurden
ihm nun durch das OVG aber nur Ansprü-
che für den Zeitraum ab 1. 1. 2009. Ab
dem Jahr, in dem er die Ansprüche gel-
tend gemacht hat, sprich den Antrag ge-
stellt hat (hier am 9. 9. 2009). Das Gericht
führt zur Begründung hier den Grundsatz
der zeitnahen Geltendmachung von Be-
soldungsansprüchen an. Dieser besagt,
dass ein Beamter Besoldungsansprüche,
soweit die Leistungen nicht durch das Be-
soldungsrecht gewährt werden, zeitnah,
das heißt noch im laufenden Haushalts-
jahr, geltend machen muss, damit der
Dienstherr sich darauf einstellen kann. Es
sei mit dem gegenseitigen Treueverhältnis
nicht vereinbar, die gewährte Besoldung
über Jahre hinzunehmen und erst im
Nachhinein Ansprüche geltend zu ma-
chen. Legt ein Betroffener demnach nicht
im laufenden Haushaltsjahr Widerspruch
gegen seine Bezügemitteilungen ein bzw.
stellt er nicht in diesem Zeitraum einen
Antrag auf Höherbesoldung, so wird diese
formelle Voraussetzung nicht erfüllt und
die Frage nach dem Bestehen des An-
spruchs stellt sich überhaupt nicht.

Es ist hier zwischen der Frist zur Gel-
tendmachung eines Anspruchs bzw. zur
Einlegung des Rechtsmittels und der Ver-
jährung eines Anspruchs (grds. gem. § 195
BGB drei Jahre) zu unterscheiden. Dem-
zufolge ist es also möglich, dass ein An-
spruch besteht und auch noch nicht ver-
jährt ist, jedoch aufgrund des Verstrei-
chens der zu berücksichtigenden Frist zur
Geltendmachung dieses Anspruchs nicht
durchgesetzt – also eingefordert – werden
kann. Aus Sicht des OVG kann der Beam-
te nicht erwarten, dass er aus Anlass einer
unionsrechtlich gebotenen Besoldungs-
korrektur gewissermaßen ohne eigenes
Zutun nachträglich in den Genuss der Be-
friedigung eines womöglich jahrelang zu-
rückliegenden Unterhaltsbedarfs kommt,
den er nicht gegenüber seinem Dienst-
herrn zeitnah geltend gemacht hat. Schon
das VG Hannover und das VG Regens-
burg hatten kürzlich so geurteilt und An-
sprüche, die vor dem Jahr der Geltendma-
chung lagen, abgewiesen. Das OVG
schloss sich damit nicht der Vorinstanz des
VG Halle an, die analog dem VG Frank-
furt Ansprüche zugestanden haben, die
noch nicht verjährt waren. Gedeckt wird
die Auffassung des OVG durch ständige
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts.

Des Weiteren hatte der Kläger bean-
tragt festzustellen, dass er auch ab April
2011, also mit Geltung des neuen Besol-
dungsgesetzes, Anspruch auf ein Grund-
gehalt entsprechend der letzten Stufe sei-

ner Besoldungsgruppe hat. Er sieht sich
als Bestandsbeamter durch die Überlei-
tung in das neue System fortgesetzt diskri-
miniert. In seiner Argumentation nahm
der Kläger u. a. auf das Urteil des VG Ber-
lin vom 23. 10. 2012 Bezug.

Diesen Antrag hat das OVG als unbe-
gründet zurückgewiesen. Nachzahlungs-
ansprüche für den Zeitraum ab April 2011
sind aufgrund der Geltung des neuen Be-
soldungsgesetzes zu verneinen. Die Rich-
ter begründeten dies damit, dass durch die
Neuregelung der Beamtenbesoldung die
Richtlinie 2000/78/EG umgesetzt wurde
und mit der Abkehr vom bisherigen Be-
soldungsdienstalter Altersdiskriminierun-
gen vermieden werden. Zwar räumt das
Gericht ein, dass die Überleitung auf-
grund der am 31. 3. 2011 jeweils geltenden
Dienstaltersstufe erfolgt ist und somit das
„alte“ Besoldungsrecht zumindest über-
gangsweise eigentlich weiter gilt. Es führt
jedoch weiter aus, dass der Gesetzgeber
mit der Überleitung lediglich das Ziel ei-
ner Besitzstandswahrung verfolgte und si-
cherstellen wollte, dass es zu keinen finan-
ziellen Einbußen kommt. Unter Hinweis
auf die Rechtsprechung des EuGH merkt
es an, dass die mit der Systemumstellung
verbundenen Diskriminierungen lediglich
Übergangscharakter haben und eine bis-
her bestehende Altersdiskriminierung
„systematisch abgebaut“ wird. Wenn ein
Besoldungssystem, welches zu einer Dis-
kriminierung wegen des Alters geführt
hat, durch ein auf objektive Kriterien ge-
stütztes System ersetzt wird und zugleich
für einen befristeten Zeitraum einige der
diskriminierenden Auswirkungen beste-
hen bleiben, um für die Bestandsbeamten
den Übergang ohne Einkommensverluste
zu gewährleisten, verstößt dies nicht ge-
gen das Verbot der Diskriminierung we-
gen des Alters. Hier bezog sich der Senat
auf einen übertragbaren Fall der Ange-
stelltenvergütung und ein dazugehöriges
Urteil des EuGH. Damit wäre auch diese
Frage nun obergerichtlich geklärt.

Im eingangs erwähnten Artikel aus der
Dezember-Ausgabe 2012 machte ich Aus-
führungen zu den Vorlagebeschlüssen des
VG Berlin vom 23. 10. 2012, in dem das
Gericht eine Vorabentscheidung des
EuGH erbeten hat. Das VG Berlin hat
mehrere Klageverfahren ausgesetzt und
den EuGH um Prüfung gebeten, ob die be-
soldungsrechtlichen Bestimmungen und
die Regelung zur Überleitung der Beam-
ten in das neue Besoldungsrecht mit den
Vorschriften zum Schutz gegen Diskrimi-
nierung wegen des Alters vereinbar sind.

Auch dazu hat sich das OVG LSA ge-
äußert. Die Richter sehen entgegen des
VG Berlin keine Veranlassung zu einer

Aussetzung der entsprechenden Verfah-
ren und Vorlage an den EuGH. Aus Sicht
des OVG besteht zu der hier gegenständli-
chen Problematik eine mittlerweile gefes-
tigte und differenzierte Rechtsprechung
des EuGH. Wegen der nunmehr gegebe-
nen Entscheidungsreife des Rechtsstreites
besteht daher kein Anlass für eine Ausset-
zung des Verfahrens.

Im Hinblick auf die grundsätzliche Be-
deutung der Rechtssache hat der Senat je-
doch die Revision zugelassen.

Aus dem Urteil ergibt sich als Fazit:
1. Die Besoldung nach Dienstalters-

stufen auf der Grundlage des Lebensal-
ters (bis März 2011) ist europarechts-
widrig.

2. Zur Beseitigung der Altersdiskrimi-
nierung hat eine Besserstellung der Kläger
zu erfolgen. Jedoch keine „Anpassung
nach oben“, sondern die Bildung einer
Vergleichsgruppe unter Heranziehung
der Regelhöchstaltersgrenze für eine Ein-
stellung in das jeweilige Beamtenverhält-
nis.

3. Die Ansprüche müssen zeitnah gel-
tend gemacht worden sein, also noch im
laufenden Haushaltsjahr der Benachteili-
gung. Somit spätestens am 31. 12. 2011.

4. Ab dem Inkrafttreten des neuen Be-
soldungsgesetzes und der damit verbun-
denen Systemumstellung zum 1. 4. 2011
bestehen keine Nachzahlungsansprüche
mehr.

5. Ein Abwarten auf eine Entscheidung
des EuGH ist nicht erforderlich.

In der Konsequenz bedeutet das, dass
all jene Beamtinnen und Beamten, die im
Dezember 2009 auf der Mitgliedsliste der
GdP Sachsen-Anhalt erfasst waren, An-
sprüche auf Nachzahlungen für den Zeit-
raum ab dem 1. 1. 2009 bis zum 31. 3. 2011
haben. An dieser Stelle möchte ich fest-
halten, dass man den durch Uwe Peter-
mann noch im Dezember 2009 für alle
Mitglieder eingelegten Widerspruch da-
mit getrost als sehr gelungenen Schachzug
bezeichnen kann. Dieser könnte sich für
die davon profitierenden Kolleginnen und
Kollegen zukünftig noch deutlich in barer
Münze auszahlen. Beamte, die eigenstän-
dig im Jahre 2010 oder spätestens 2011 in
Widerspruch gegangen sind, müssten An-
sprüche auf Nachzahlungen für das Jahr
2010 und die Monate Januar bis März 2011
haben bzw. nur für die Monate Januar bis
März 2011.

Was die Höhe der Nachzahlungen an-
belangt, gilt es, sehr individuelle Berech-
nungen anzustellen unter Beachtung des
persönlichen Lebensalters zum Zeitpunkt
der Übernahme in das Beamtenverhältnis

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

AKTUELLES ZUM BESOLDUNGSRECHT
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Einsatzleitsysteme in …
… Sachsen-Anhalt

Die Modernisierung der Lage- und
Führungszentren (LFZ) der Polizeidi-
rektionen in Sachsen-Anhalt ist schon
weit fortgeschritten. Ziel ist es, die Not-
rufabfragen und das Einsatzmanagement
in den LFZ der Polizeidirektionen (PD)
zusammenzufassen, ein landesweites
Einsatzleitsystem zu implementieren und
vom analogen auf den digitalen Funk um-
zustellen. Für die modernen LFZ wurden
neue Räume geplant und errichtet. Die
gesamte Einsatzleitsystemtechnik wurde
als Hochverfügbarkeitssystem ausgelegt.
Das bedeutet, dass auch die Technikräu-
me, die System- und die Notstromversor-
gung angepasst werden mussten.

Am 11. 7. 2012 ging das LFZ der PD
Ost und am 27. 11. 2012 das der PD Nord
in Betrieb. Im März 2013 folgt die PD
Süd. Nach der Fertigstellung wird das
Einsatzleitsystem des Landes die LFZ
der PDen, das Lagezentrum des MI, das
LKA und die Polizeireviere miteinander
vernetzen.

In den LFZ werden alle polizeilichen
Notrufe abgefragt und im Zusammenwir-
ken mit den örtlichen Dienststellen alle
erforderlichen Maßnahmen koordiniert
sowie im Einsatzleitsystem dokumen-
tiert. Die Philosophie lautet: „Zentrale
Einsatzaufnahme und Koordinierung bei
dezentraler Einsatzbewältigung“.

Die Einsatzleitplätze im LFZ sind
technisch komplex und hochmodern. Auf
bis zu vier Monitoren kann sich der Be-
amte des Einsatzleit-Dispositions- und
Informationssystems (ELDIS), des Geo-
informationssystems, einer Kräfteüber-
sicht und sonstiger polizeilicher Informa-
tionssysteme bedienen. Lagen können
auf Großprojektionen dargestellt wer-
den. Außerdem ist die Technik so ausge-
legt, dass beim Ausfall eines LFZ alles in
eines der anderen LFZ geschwenkt wer-
den kann.

Jens Hüttich

… Thüringen

In der Thüringer Polizei gibt es bisher
kein Einsatzleitsystem. Seit 2000 wurde
zwar daran gearbeitet, im Zusammen-
hang mit der mehrfach verschobenen
Strukturreform der Polizei wurde die
Einführung immer wieder verschoben.
Bisher gab es in verschiedenen Einsatz-
zentralen den Testbetrieb von Teilsyste-
men, die alle nur einzelne Elemente eines
Einsatzleitsystems beinhalteten.

Mit der Polizeistrukturreform (PSR)
soll sich das nun alles ändern. Eines der
Kernelemente von PSR ist die Landes-
einsatzzentrale (LEZ). Diese soll in Er-
furt errichtet werden und das gesamte
Notruf- und Einsatzmanagement der
Thüringer Polizei umfassen. Dazu wer-
den in den nächsten Monaten umfangrei-
che Bauarbeiten und die Ausrüstung und
Ausstattung der LEZ mit Technik und
Anlagen erfolgen. Ende 2013 soll die
LEZ in Probebetrieb gehen und im Früh-
jahr 2014 ihre Arbeitsfähigkeit vollstän-
dig hergestellt sein.

In der LEZ sollen dann zentral alle
Notrufe und Alarmeinläufe aus ganz
Thüringen auflaufen, das sind zurzeit ca.
360 000 pro Jahr. Von der LEZ aus er-
folgt dann zentral der Ersteinsatz der
Kräfte. Bei Sachverhalten, die keiner
zentralen Führung bedürfen, erfolgt
dann die Abgabe des Sachverhaltes an
die örtlich zuständige Polizeidienststelle.
Bedeutsame Sachverhalte werden zen-
tral weitergeführt. Von dort aus können
dann auch große Schadensereignisse ge-
führt, Ringalarmfahndungen ausgelöst
oder Alarmierungen von Kräften und
Stäben vorgenommen werden.

Die LEZ wird über alle technischen
Einrichtungen verfügen, die dafür not-
wendig sind. Bis zur Inbetriebnahme der
LEZ soll auch der Aufbau des Digital-
funks für die Polizei weitestgehend abge-
schlossen sein. Auf vier Monitoren be-
kommt jeder Mitarbeiter alle Daten an-
gezeigt, die für den jeweiligen Sachver-
halt verfügbar und erforderlich sind. Die
Arbeitsbedingungen werden sich zum
Teil deutlich verbessern.

Edgar Große

… Sachsen

Der Freistaat Sachsen hat sich im Jahr
2006 entschieden, parallel zum Aufbau
des Digitalfunknetzes die BOS-Leitstel-
len strukturell und technisch grundle-
gend zu modernisieren. Dies verlangte
neben der Beschaffung eines neuen
Funk-/Notrufabfragesystems (FNAS)
ebenfalls die Ausschreibung eines neuen
Einsatzleitsystems (ELS) für die Polizei.

Im Januar und im September 2012
konnten die Leitstellen der Polizeidirek-
tionen Leipzig und Oberes Elbtal-
Osterzgebirge mit neuer Technik in Be-
trieb genommen werden. Sie verfügen
nun neben einem neuen FNAS auch über
ein neues ELS. Die Systeme sind über
Schnittstellen gekoppelt, sodass ein In-
teragieren aus dem ELS heraus und da-
mit ein Zugriff auf Kommunikationsres-
sourcen des FNAS (Funk anlog/digital,
„Notruf 110“, Telefon, Audiodokumen-
tation) möglich ist. Zusätzlich ist ein
Geoinformationssystem integriert, wel-
ches eine Kartendarstellung bietet und
über das navigiert und kommuniziert
werden kann. So kann eine Einsatz- und
Einsatzmitteldisposition nunmehr direkt
aus der Karte heraus erfolgen. Daneben
verfügt das ELS über zahlreiche Schnitt-
stellen mit anderen Systemen und Daten-
bankanwendungen (Management des
Digitalfunks, polizeiliche Auskunfts-
systeme etc.).

Neben der Komponente zur Bewälti-
gung des täglichen Dienstes beinhaltet
das ELS auch ein Modul für Einsätze im
Rahmen besonderer Aufbauorganisatio-
nen (ELS-BAO). Leistungsmerkmale
des ELS-BAO sind der Einsatzkalender,
die Möglichkeit der Abbildung des ge-
samten Prozesses der Lagebeurteilung
und Entschlussfassung, ein Organisati-
onstool zur Einsatzvorbereitung, eine in-
teraktive Kartenanwendung, ein Tool zur
Lagedarstellung und -fortschreibung, ein
Statistiktool etc. Die flächendeckende
Einführung des ELS-BAO ist für das
Jahr 2014 geplant.

Die Leitstellensysteme entsprechen
technisch dem neuesten Stand.

Tino Korks
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auf Probe und der jeweiligen Regelhöchst-
altersgrenze in der eingeschlagenen Be-
amtenlaufbahn.

Natürlich immer vorausgesetzt, das
Urteil des OVG LSA wird rechtskräftig.
Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses
dieser Ausgabe lagen uns noch keine Er-
kenntnisse darüber vor, ob die Beklagte
in Revision geht. Wenn dies der Fall ist,
muss sich das Bundesverwaltungsgericht
mit der Problematik beschäftigen. Evtl.
wird das Urteil aber auch akzeptiert.
Nicht von ungefähr gilt die vorliegende
Entscheidung des OVG im Finanzminis-
terium Sachsen-Anhalt zumindest als ein
Teilerfolg. Immerhin hat sich zum einen
die Anzahl der potenziell Begünstigten
deutlich gemindert (alle die erst 2012 in
Widerspruch gegangen sind, gehen nach
Auffassung des OVG leer aus), zum an-
deren beschränkt sich der Zeitraum für
evtl. Nachzahlungen nun auf max. 27 Mo-
nate. Auch die Verneinung der „Anpas-
sung nach oben“, also die Verurteilung
zur Zahlung von Grundgehalt nach der
höchsten Stufe, wie zunächst durch das
VG Halle gefordert, ist ein nicht zu unter-
schätzender Fakt.

Die evtl. Nachzahlungen sind dadurch
etwas überschaubarer. Es bleibt abzu-
warten, wie man sich dort nun entschei-
det. Der Landesvorsitzende Uwe Peter-
mann bleibt bezüglich der Verfahrens-
weise mit den Verantwortlichen des Fi-
nanzministeriums im Gespräch. Wir wer-
den weiter berichten.

Guido Steinert
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130205

Es war einmal ...
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KINDERWEIHNACHTSMÄRCHEN

„Tischlein deck dich“ war das
diesjährige Märchen, dass das
Genthiner Amateurtheater e.V. am
2. 12. 2012 im Saal des Instituts
für Brand- und Katastrophenschutz
aufführte.

Auch in diesem Jahr beteiligte sich un-
ser Förderverein an der Veranstaltung und
wir hatten die Möglichkeit, 117 Teilneh-
mern einen unvergesslichen Adventsnach-
mittag zu bieten.

Zu einer zünftigen Weihnachtsfeier ge-
hört selbstverständlich auch ein Weih-
nachtsmann und alle Kinder erfreuten sich
seiner Anwesenheit und durften sich auch
am Inhalt des Weihnachtsmannsacks be-
dienen.

Um 15.00 Uhr ging es dann endlich los,
Dr. Müller, Vorsitzender des Förderverein
KBK Heyrothsberge e. V., eröffnete für die
ca. 250 Anwesenden die Veranstaltung,
dann ging der Vorhang auf und die Kinder-
augen glänzten vor Spannung und Freude.

Wie schon im vergangenen Jahr orga-
nisierte der Förderverein der GdP den
Verkauf von Kakao, Kaffee und Kuchen.
Das bedeutete wieder einmal viel Arbeit
auf einem Sonntag, doch da alle Teilneh-
mer diese Möglichkeit rege nutzten, war
es eine gut investierte Zeit, die auch Spaß
machte.

Im gesamten Gebäude war zu hören,
dass im Saal eine Bomben-Stimmung
herrschte, was auf eine tolle Veranstaltung
schließen ließ. Dies wurde uns auch am
Ende der Vorführung von den Teilneh-
mern bestätigt.

Den Akteuren beider Fördervereine so-
wie dem Amateurtheater sagen wir ein
großes Dankeschön für die rundum gelun-
gene Veranstaltung.

Der Förderverein der GdP wird es auch
im nächsten Jahr zum Anlass nehmen, sich
wieder einzubringen und an der Kinder-
weihnachtsfeier teilnehmen.

Carla Tielecke
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130206

Das Genthiner
Amateurtheater
e.V. begeisterte
die Kleinen und die
Großen.

Seniorengruppen der PD Ost
Bereich Bitterfeld
am 12. 2. 2013 und am 26. 3. 2013 von

10.00 bis 12.00 Uhr auf der Bundeskegel-
bahn in Sandersdorf

Bereich Wolfen
am 5. 2. 2013 und am 9. 4. 2013 um

15.00 Uhr in der Gaststätte „Am Rodel-
berg“ in Wolfen

Bereich Dessau-Roßlau
am 27. 3. 2013 und am 26. 6. 2013 um

17.00 Uhr in der „Sportlerklause Kunze“
in Dessau-Roßlau, Kreuzbergstr. 179

Bereich Wittenberg
am 18. 3. 2013 von 15.45 bis 18.00 Uhr

Bowling mit Ehepartner (Teilnahme bis
zum 10. 3. 2013 melden*) und im Mai
2013 Besichtigung des Flugplatzes Holz-

SENIORENTERMINE

dorf oder des Schaugartens Kleindröben
(Teilnahme bis zum 5. 5. 2012 melden*).
*Peter Lembke: 0 34 91/40 37 41 oder
0 15 20/8 85 76 29

Seniorengruppen der PD Süd
PD Süd Haus/Revier Halle
am 6. 2. 2013 am 13. 3. 2013 um 14.30

Uhr in der Begegnungsstätte „Zur Fäh-
re“ der Volkssolidarität in Halle, Böll-
berger Weg 150

Bereich Saalekreis
am 12. 2. 2013 um 10.00 Uhr ist Treff-

punkt in der Kegelhalle „Nine Pins“ in
Schkopau, Ladenstr 3. Ab 12.00 Uhr gibt
es Mittagessen. Die Teilnehmer melden
sich bis zum 8. 2. 2013 bei Wilfried
Grube: Tel.: 03 46 05/4 59 56 oder
0 15 20/8 87 24 00

Seniorengruppen der PD Nord
Bereich PD Haus
am 18. 2. 2013 und am 18. 3. 2013 um

um 14.00 Uhr im Alten- und Servicecenter
Sudenburg der Volkssolidarität und der
Stadt Magdeburg, Halberstädter Str. 115

Bereich Aschersleben-Staßfurt
am 25. 2. 2013 um 15.00 Uhr „1993 bis

2013 – 20 Jahre Seniorengruppe Aschers-
leben-Staßfurt“ und am 8. 4. 2012 um
15.00 Uhr im Hotel „Stadt Aschersleben“
in Aschersleben, Herrenbreite 17

Bereich Bernburg
am 14. 2. 2013 und am 16. 5. 2013 um

14.00 Uhr in „Lauf’s Restaurant“ in
Bernburg, Zepziger Weg 3

Die Landesredaktion
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/S-Termine
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der Ausgabe 3/2013 ist
Freitag, der 1. Februar 2013,
und für die Ausgabe 4/2013 ist es
Freitag, der 1. März 2013.
Für Manuskripte, die unverlangt ein-

gesandt werden, kann keine Garantie
übernommen werden. Anonyme Zu-
schriften werden nicht veröffentlicht.

Die Landesredaktion
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/DP-LSA

REDAKTIONSSCHLUSS

MITGLIEDER-INFO

Der Nachweis der gezahlten Mit-
gliedsbeiträge, als Anlage zur Steuerer-
klärung, erhält jedes GdP-Mitglied wie
bereits im vergangenen Jahr wieder an
die Heimatadresse mit der Post zuge-
sandt. In diesem Zusammenhang werden
wir auch die PSW-Karte mitsenden.

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20130207

FOTOWETTBEWERB

Die Siegerin des Fotowettbewerbs,
Hella Pietzsch, erhält ihren Preis.


